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1735/2017
Gesetz 

über die Feststellung eines 2. Nachtrages zum Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017
Vom 19. Juli 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
2. Nachtragshaushalt 2017

Die in § 1 des Haushaltsgesetzes 2017 vom 14. Dezember 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 972) in der Fassung 
des § 1 des Gesetzes über die Feststellung eines Nachtrages zum Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2017 
vom 24. März 2017 (GVOBl. Schl.-H. S. 188) festgestellte Höhe der Einnahmen, Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen bleibt durch den diesem Gesetz beigefügten 2. Nachtragshaushaltsplan 2017 unver-
ändert.

Die Kreditermächtigung in § 2 Absatz 1 des Haushaltsgesetzes 2017 bleibt unverändert.

§ 2 
Änderung des Haushaltsgesetzes 2017

In § 2 Absatz 4 Satz 2 wird der für 2017 genannte Betrag „10.000.000 Euro“ ersetzt durch den Betrag 
„3.000.000 Euro“.

§ 3 
Haushaltsübersichten

Abweichend von § 14 Absatz 1 Landeshaushaltsordnung werden dem Haushaltsplan folgende Anlagen bei-
gefügt:

1. Gruppierungsübersicht

2. Funktionenübersicht

§ 4 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2017 in Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 19. Juli 2017
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

 M o n i k a  H e i n o l d H a n s – J o a c h i m  G r o t e
 Finanzministerin Minister
  für Inneres, ländliche Räume und Integration
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1734/2017
Gesetz 

zur Änderung des Schleswig-Holsteinischen Abgeordnetengesetzes*)
Vom 19. Juli 2017

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1 
Änderung des Schleswig-Holsteinischen  

Abgeordnetengesetzes

Das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der Mit-
glieder des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
(Schleswig-Holsteinisches Abgeordnetengesetz) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 
1991 (GVOBl. Schl.-H. S. 100, ber. 1992 S. 225), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. April 2017 
(GVOBl. Schl.-H. S. 271), wird wie folgt geändert:

1. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Zahl „6.700 Euro“ 
durch die Zahl „8.219,98 Euro“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Zahl „6.681,64 Euro“ 
durch die Zahl „8.197,46 Euro“ ersetzt.

c) In Absatz 4 wird das Wort „zwei“ durch das 
Wort „drei“ ersetzt.

2. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Abgeordneten werden auf Antrag nach-
gewiesene Aufwendungen für die Beschäfti-
gung von persönlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern zur Unterstützung bei der man-
datsbedingten Arbeit bis zur Höhe des Betra-
ges erstattet, der dem jeweiligen Bruttoar-
beitsentgelt einer oder eines in Vollzeit Be-
schäftigten des Landes in der Entgeltgruppe 9, 
Stufe 3 TV-L ohne Sonderzahlungen und 
Sonderzuwendungen entspricht. Erstattet 
werden darüber hinaus die entsprechenden 
Nebenleistungen wie Arbeitgeberanteile, 
-beiträge und -umlagen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden hinter dem Wort „Abge-
ordneten“ die Wörter „oder einem ande-
ren Mitglied des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden hinter dem Wort „Abge-
ordneten“ die Wörter „oder eines ande-
ren Mitglieds des Schleswig-Holsteini-
schen Landtages“ angefügt.

3. § 13 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe a) wird das Wort „oder“ 
durch ein Komma ersetzt.

bb) In Buchstabe b) wird der Punkt am Ende 
durch das Wort „oder“ ersetzt. 

cc) Folgender neuer Buchstabe c) wird ange-
fügt:

„c) bei Flügen nach Brüssel die Kosten 
entsprechend § 14 Satz 2 und 3 er-
stattet.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe c) wird das Wort „ferner“ 
gestrichen und der Punkt durch das Wort 
„und“ ersetzt.

bb) Folgender neuer Buchstabe d) wird ange-
fügt:

„d) ferner diejenigen Wahlkreise, in die 
Abgeordnete reisen, um Gesprächs-
termine in Wahlkreisangelegenheiten, 
insbesondere mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Gemeinden und Ge-
meindeverbände, wahrzunehmen.“

4. § 14 erhält folgende Fassung:

„§ 14 
Reisen außerhalb Schleswig-Holsteins

(1) Für Reisen, die Abgeordnete im Auftrag des 
Landtages, der Präsidentin oder des Präsidenten 
oder aufgrund eines von der Präsidentin oder 
vom Präsidenten genehmigten Ausschussbe-
schlusses außerhalb Schleswig-Holsteins, Ham-
burgs, Nordschleswigs, Niedersachsens, Bre-
mens, Mecklenburg-Vorpommerns, Berlins und 
Brüssels unternehmen, erhalten sie als Fahrkos-
tenerstattung bei der Benutzung der Bahn die 
Kosten der 1. Klasse sowie bei Benutzung eines 
eigenen Kraftfahrzeugs auf Einzelnachweise für 
jeden gefahrenen km 0,30 Euro erstattet. Die 
Kosten für Flüge werden grundsätzlich in sinn-
gemäßer Anwendung des geltenden Reisekos-
tenrechts abgerechnet. Nebenkosten bei der Be-
nutzung der Bahn oder bei Flügen werden auf 
Nachweis sowie nachgewiesene Übernach-
tungskosten auf Antrag erstattet.

(2) Nähere Regelungen trifft die Präsidentin 
oder der Präsident des Landtages im Benehmen 
mit dem Ältestenrat.“

5. § 17 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Zahl „1.500 Euro“ 
durch die Zahl „1.829 Euro“ ersetzt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„Voraussetzung für die Zahlung ist der 
Nachweis, dass die Entschädigung in 
Höhe von mindestens 85 Prozent für die 
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Altersversorgung der Abgeordneten und 
zur Unterstützung ihrer überlebenden Ehe-
gatten, der eingetragenen Lebenspartner 
und der Waisen durch eine Rente verwen-
det wird und ein Kapitalwahlrecht voll-
ständig ausgeschlossen ist.“

6. § 28 erhält folgende Fassung:

„§ 28 
Anpassungsverfahren

(1) Die Entschädigungen nach § 6 Absatz 1 und 2 
und die zusätzliche Entschädigung zur Finanzie-
rung der Altersversorgung nach § 17 Absatz 1 
werden während der 19. Wahlperiode jeweils 
zum 1. Juli eines Jahres an die Einkommensent-
wicklung angepasst, die jeweils im abgelaufe-
nen Jahr gegenüber dem vorangegangenen Jahr 
eingetreten ist. Maßstab für die Anpassung der 
Entschädigungen und der zusätzlichen Entschä-
digung ist die Veränderung des Indexes der 
durchschnittlichen Bruttomonatsverdienste der 
vollbeschäftigten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer (einschließlich der Beamtinnen und 
Beamten) im produzierenden Gewerbe und im 
Dienstleistungsbereich in Schleswig-Holstein. 
Die prozentualen Veränderungen der nach Satz 2 

ermittelten Einkommensentwicklungen teilt das 
Statistische Amt für Hamburg und Schleswig-
Holstein bis zum 1. Juni eines Jahres der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten mit. Diese oder 
dieser veröffentlicht die neuen Beträge der Ent-
schädigungen und der zusätzlichen Entschädi-
gung im Gesetz- und Verordnungsblatt.

(2) Der Schleswig-Holsteinische Landtag be-
schließt innerhalb des ersten Halbjahres nach 
der konstituierenden Sitzung über die Anpas-
sung der Entschädigungen nach § 6 Absatz 1 
und 2 sowie § 17 Absatz 1 mit Wirkung für die 
gesamte Wahlperiode. Die Präsidentin oder der 
Präsident leitet den Fraktionen einen entspre-
chenden Gesetzesvorschlag zu.“

7. In § 48 Absatz 3 Satz 1 wird die Zahl „4.100 Euro“ 
durch die Zahl „5.030,12 Euro“ ersetzt.

8. In § 49 Absatz 4 Buchstabe a) Satz 1 wird die 
Zahl „4.800 Euro“ durch die Zahl „5.888,94 Euro“ 
ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

§ 6 Absatz 4 tritt mit Wirkung vom 6. Juni 2017 in 
Kraft. Im Übrigen tritt dieses Gesetz mit Wirkung 
vom 1. Juli 2017 in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 19. Juli 2017
D a n i e l  G ü n t h e r

Ministerpräsident

 H a n s – J o a c h i m  G r o t e M o n i k a  H e i n o l d
 Minister Finanzministerin
 für Inneres, ländliche Räume und Integration

*) Ändert Ges. i.d.F.d.B. vom 13. Februar 1991, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1101-5

1736/2017
Gesetz 

zur Durchführung der Gemeindewahlen in Gemeinden mit Erstaufnahmeeinrichtungen
Vom 21. Juli 2017

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 2021-3

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Für die Gemeindewahlen im Jahr 2018 in den Ge-
meinden Boostedt und Seeth ist abweichend von  
§ 7 Absatz 3 Satz 1 des Gemeinde- und Kreiswahl-
gesetzes die vom Statistikamt für Hamburg und 

Schleswig-Holstein nach dem Stand vom 30. Sep-
tember 2015 fortgeschriebene Bevölkerungszahl 
maßgebend.

§ 2  
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 21. Juli 2017

 D a n i e l  G ü n t h e r H a n s – J o a c h i m  G r o t e
 Ministerpräsident Minister
  für Inneres, ländliche Räume und Integration
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Landesverordnung 
zur Durchführung des Gesetzes für die Bibliotheken in Schleswig-Holstein über die Anbietung 

und Ablieferung von Pflichtexemplaren (Pflichtexemplarverordnung – PflEVO)
Vom 19. Juni 2017

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-38-1

Aufgrund des § 11 des Bibliotheksgesetzes (BiblG) 
vom 30. August 2016 (GVOBl. Schl.-H. S. 791) 
verordnet das Ministerium für Justiz, Kultur und 
Europa:

§ 1 
Zuständigkeit der Pflichtbibliotheken

Medienwerke in körperlicher Form sind der Univer-
sitätsbibliothek Kiel, der Schleswig-Holsteinischen 
Landesbibliothek und der Bibliothek der Hansestadt 
Lübeck (Pflichtbibliotheken) anzubieten. Das Ange-
bot von Medienwerken in unkörperlicher Form er-
folgt ausschließlich an die Universitätsbibliothek 
Kiel.

§ 2 
Durchführung des Verfahrens

Die Universitätsbibliothek Kiel behält sich die Aus-
wahl der digitalen Medien vor. Ein Anspruch auf 
Aufnahme einer digitalen Publikation in die Samm-
lung der Universitätsbibliothek Kiel besteht nicht.

§ 3 
Anbietungspflicht, Festlegung von Zeitintervallen

(1) Erscheint ein Medienwerk sowohl in körperlicher 
als auch in unkörperlicher Form, sind beide Formen 
anzubieten. Dies gilt auch für unkörperliche Medien-
werke, die bereits in körperlicher Form erschienen 
sind. Ebenfalls anzubieten sind unkörperliche Medi-
enwerke auf Publikationsservern von Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen. Internet-Auftritte 
oder auf Web-Seiten veröffentlichte unkörperliche 
Medienwerke werden unbeschadet des § 10 Absatz 
5 Satz 2 BiblG nur nach Aufforderung durch die Uni-
versitätsbibliothek Kiel gesammelt.

(2) Die Universitätsbibliothek Kiel kann für die 
Sammlung unkörperlicher Medienwerke, die Aktua-

lisierungen unterliegen, Zeitintervalle für die Über-
mittlung oder Bereitstellung festlegen. 

§ 4 
Entschädigung

(1) Der Antrag auf einen angemessenen Zuschuss 
für Medienwerke in körperlicher Form im Fall des  
§ 10 Absatz 2 BiblG ist spätestens mit Ablieferung 
des Werks bei der jeweiligen Pflichtbibliothek zu 
stellen und zu begründen. Dabei sind Angaben 
über Herstellungskosten, Auflagenhöhe und Laden-
preis, gegebenenfalls Subskriptions-, Vorzugs- oder 
Abonnementspreis, zu machen.

(2) Ein Anspruch auf Erstattung ist ausgeschlossen, 
wenn die anbietungspflichtige Stelle zur Herstellung 
des Medienwerks einen Zuschuss aus öffentlichen 
Mitteln erhalten hat oder das Medienwerk im  
Print-on-demand-Verfahren hergestellt wird.

§ 5 
Ausnahmen von der Anbietungspflicht

(1) Zusätzlich zu den in § 9 Absatz 3 BiblG ge-
nannten Ausnahmen sind von der Anbietungs-
pflicht auch lediglich privaten Zwecken dienende 
unkörperliche Medienwerke befreit.

(2) Die Universitätsbibliothek Kiel kann auf die 
Sammlung unkörperlicher Medienwerke verzichten, 
wenn damit ein unverhältnismäßiger technischer 
Aufwand verbunden ist.

§ 6 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkün-
dung in Kraft. Sie tritt mit Ablauf von fünf Jahren 
nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 19. Juni 2017
A n k e  S p o o r e n d o n k

Ministerin 
für Justiz, Kultur und Europa

Landesverordnung  
zur Änderung der Juristenausbildungsverordnung*)

Vom 20. Juni 2017
Aufgrund des § 14 Nummer 5 und 9 des Juristen-
ausbildungsgesetzes vom 20. Februar 2004 
(GVOBl. Schl.-H. S. 66), geändert durch Artikel 10 
des Gesetzes vom 26. März 2009 (GVOBl. Schl.-H. 
S. 93), Zuständigkeiten und Ressortbezeichnungen 
zuletzt ersetzt durch Artikel 3 der Verordnung vom 

4. April 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 143), verordnet 
die Landesregierung:

Artikel 1

Die Juristenausbildungsverordnung vom 15. Feb-
ruar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 35) wird wie folgt 
geändert:
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*) Ändert LVO vom 15. Februar 2014, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 301-11-4

1. In § 1 Satz 1 werden die Worte „zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 6. Dezember 2011 
(BGBl. I S. 2515)“ durch die Worte „zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 31. August 2015 
(BGBl. I S. 1474)“ ersetzt.

2. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Kennzahl“ 
durch das Wort „Klausurkennziffer“ ersetzt.

b) In Absatz 6 wird der folgende Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für Prüfungsleistungen, die 
im jeweils laufenden Prüfungsverfahren auf-
grund eines Täuschungsversuchs gemäß  
§ 25 Absatz 1 Nummer 3 mit „ungenügend“ 
(0 Punkte) bewertet wurden.“

c) In Absatz 9 wird nach Satz 1 der folgende 
Satz eingefügt:

„Störungen des Prüfungsablaufs sind unver-
züglich mitzuteilen.“

3. In § 18 Absatz 7 wird der folgende Satz ange-
fügt:

„Bei Störungen des Prüfungsablaufs gilt § 12 
Absatz 9 entsprechend.“

4. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 Nummer 7 werden die Worte 
„zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. De-
zember 2012 (BGBl. I S. 2598)“ durch die 

Worte „zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29. März 2017 (BGBl. I S. 626)“ ersetzt.

b) In Absatz 4 wird der folgende Satz angefügt:

„In nicht zu berücksichtigenden Zeiten dür-
fen grundsätzlich weder Prüfungen noch Zu-
lassungsvoraussetzungen nach dieser Ver-
ordnung erbracht werden.“

5. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 werden die Worte „Verwaltungs- 
oder Finanzgerichtsbarkeit“ durch die Worte 
„Verwaltungs-, Sozial- oder Finanzgerichts-
barkeit“ ersetzt. 

b) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 
eingefügt:

„Hierfür kann die Ausbildung bei einer 
Rechtsanwältin oder einem Rechtsanwalt 
nach Absatz 2 Nummer 4 unterbrochen 
werden, soweit dies nicht zu einer mehrfa-
chen Unterbrechung dieser Station führt.“

bb) In Satz 4 wird die Angabe „1 und 2“ 
durch die Angabe „1 bis 3“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkün-
dung in Kraft.

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.

Kiel, 20. Juni 2017
 T o r s t e n   A l b i g 

Ministerpräsident
 S t e f a n   S t u d t A n k e   S p o o r e n d o n k 
 Minister Mnisterin
 für Inneres und Bundesangelegenheiten für Justiz, Kultur und Europa
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Geschäftsverteilung der Landesregierung*)
Bekanntmachung des Ministerpräsidenten nach  
§ 27 Absatz 1 Satz 2 des Landesverwaltungsge-
setzes

Auf der Grundlage von Artikel 36 der Verfassung 
des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Dezember 2014 (GVOBl. 
Schl.-H. S. 344), lege ich nach § 9 Absatz 1 der 
Geschäftsordnung der Landesregierung in der Fas-
sung vom 19. August 2013 (GVOBl. Schl.-H. S. 
358), die Geschäftsbereiche der Ministerinnen und 
der Minister des Landes Schleswig-Holstein wie 
folgt fest:

A. In den Geschäftsbereich des Ministerpräsiden-
ten gehen über aus 

dem Geschäftsbereich des Ministeriums für In-
neres, ländliche Räume und Integration – ehe-
mals Ministerium für Inneres und Bundesangele-
genheiten – 

die Bundesangelegenheiten einschließlich die 
Vertretung des Landes Schleswig-Holstein beim 
Bund, 

die Angelegenheiten der ressortübergreifenden 
Aus- und Fortbildung und der Nachwuchskräfte 
der Allgemeinen Verwaltung sowie die Aufsicht 
über das Ausbildungszentrum für Verwaltung. 

B. In den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Justiz, Europa, Verbraucherschutz und Gleich-
stellung gehen über 

1. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
Natur und Digitalisierung – ehemals Ministe-
rium für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume – 

die Angelegenheiten des gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes,

2. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie 
und Tourismus – ehemals Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie – 

die Angelegenheiten des wirtschaftlichen 
und technischen Verbraucherschutzes, 

3. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie 
und Senioren – ehemals Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleich-
stellung – 

die Angelegenheiten der Gleichstellung der 
Geschlechter, Schutz von Frauen vor häusli-
cher und sonstiger Gewalt. 

C. In den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur gehen über 

1. aus dem Geschäftsbereich des Ministerpräsi-
denten

die Finanzierung und das Zuwendungswesen 
für die nationalen Minderheiten und Volks-
gruppen, Grenzverbände und Institutionen,  

2. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie 
und Senioren – ehemals Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleich-
stellung – 

die Angelegenheiten der Wissenschaft,

3. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und 
Gleichstellung – ehemals Ministerium für 
Justiz, Kultur und Europa – 

die Angelegenheiten der Kultur,

4. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie 
und Tourismus – ehemals Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie – 

die Angelegenheiten der außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen und die Angelegen-
heiten der Meeresforschung einschließlich 
Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung – 
Geomar. 

D. In den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Inneres, ländliche Räume und Integration gehen 
über 

1. aus dem Geschäftsbereich des Ministerpräsi-
denten 

die Angelegenheiten der Landesplanung 
(ohne Landesentwicklungsstrategie),

2. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, 
Natur und Digitalisierung – ehemals Ministe-
rium für Energiewende, Landwirtschaft, Um-
welt und ländliche Räume –

die Angelegenheiten der Entwicklung der 
ländlichen Räume.

E. In den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt, Natur 
und Digitalisierung gehen über 

aus dem Geschäftsbereich des Ministerpräsi-
denten

die Wahrnehmung der Funktion des Chief Infor-
mation Officer der Landesregierung (CIO),

die Angelegenheiten des Zentralen IT-Manage-
ments sowie

die Angelegenheiten der Digitalen Agenda.

F.  In den Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
gehen über
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1. aus dem Geschäftsbereich des Ministerpräsi-
denten

die Angelegenheiten des Projektes KoPers und 

des Dienstleistungszentrums Personal (DLZP),

2. aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie 
und Tourismus – ehemals Ministerium für 
Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Technologie –

die Angelegenheiten der Geldwäscheprävention. 

G. In den Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr, Arbeit, Technologie und 
Tourismus gehen über 

aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Bildung, Wissenschaft und Kultur – ehemals Mi-
nisterium für Schule und Berufsbildung – 

die Angelegenheiten der Beruflichen Ausbildung.

H. Außerdem weise ich darauf hin, dass

mit Wirkung zum 1. Juli 2017 die Grundsatzfra-
gen und Angelegenheiten der Energiever-

brauchskennzeichnung bei Reifen und PKW so-
wie die Marktüberwachung der Energiever-
brauchskennzeichnung bei Reifen und PKW 
einschließlich der damit einhergehenden Voll-
zugsaufgaben vom Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Arbeit, Technologie und Tourismus auf 
das Ministerium für Energie, Umwelt, Landwirt-
schaft und Digitalisierung übertragen werden.

I. Im Übrigen bleiben die Geschäftsbereiche un-
verändert.

J. Die neue Geschäftsverteilung tritt am 1. August 
2017 in Kraft. Mit diesem Zeitpunkt gehen nach 
§ 27 Absatz 1 des Landesverwaltungsgesetzes 
auch die in Rechtsvorschriften zugewiesenen 
Zuständigkeiten auf die nach der Neuabgren-
zung zuständigen obersten Landesbehörden 
über.

K. Die Änderung der Bezeichnung der Ministerien 
ist am 28. Juni 2017 in Kraft getreten.

Kiel, 28. Juni 2017
D a n i e l  G ü n t h e r 

Ministerpräsident 

*) Ändert Geschäftsverteilung der Landesregierung vom 16. Juni 1992, GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 1103-7

Verkündungen im Hochschul-Nachrichtenblatt 
des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren

des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 95 Absatz 1 Hochschulgesetz, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Februar 2016 
(GVOBl. Schl.-H. S. 142), wird auf folgende im Hochschul-Nachrichtenblatt des Ministeriums für Soziales, 
Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein (NBl. HS MSGJFS Schl.-H.) ver-
kündeten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung  Verkündet im NBl. HS  Tag des
 MSGJFS Schl.-H.  In-Kraft-Tretens
 Nummer Seite

Landesverordnung zur Änderung der Landesverordnung 
zur Einteilung der Hochschuljahre und Unterrichtszeiten 
an den staatlichen Hochschulen ab Wintersemester 
2016/2017 bis Sommersemester 2018
Vom 15. Juni 2017
Ändert LVO vom 16. Februar 2016, 
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-24-22 3/2017 41 14. Juli 2017

Landesverordnung über die Festsetzung von Zulassungs-
zahlen für Studiengänge an den staatlichen Hochschulen 
des Landes Schleswig-Holstein für das Wintersemester 
2017/2018 (ZZVO Wintersemester 2017/2018)
Vom 10. Juli 2017
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 221-26-10 3/2017 42 14. Juli 2017
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Verkündungen im Nachrichtenblatt  
des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur  

des Landes Schleswig-Holstein
Nach § 143 Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBl. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzen vom 14. Dezember 2016 (GVOBl. S. 999), wird auf folgende im Nachrichtenblatt 
des Ministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur des Landes Schleswig-Holstein (NBl. MBWK Schl.-H) 
verkündeten Landesverordnungen hingewiesen:

Bezeichnung der Verordnung Verkündet im NBl.  Tag des
 MBWK Schl.-H.  In-Kraft-Tretens
 Nummer Seite 

Landesverordnung zur Änderung der Wahlverordnung 
für Elternbeiräte
Vom 31. Mai 2017
Ändert LVO vom 7. Mai 2012,
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 223-9-196 6/7/2017 176 31. Juli 2017
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Hinweis: Die vollständigen Fassungen aller geltenden Gesetze 
und Verordnungen können im Internet unter http:// 
www.schleswig-holstein.de (➝ Landesrecht) abgerufen 
werden.


